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Beratung, und ihre Wertung bildet die Grundlage der Ent­
scheidung. Dafür ist eben die Orientierung am Leitbild des 
Gesetzes unerläßlich. Es gibt dem Gericht wie den Bürgern 
die wesentlichen Inhalte vor, die zu bedenken sind. Es schützt 
beide Seiten davor, sich an einzelnen Verhaltensweisen fest­
zuhalten und „schmutzige Wäsche“ zum Gegenstand der Be­
ratung zu machen.

In diesem Zusammenhang ist zu betonen, daß der Sinnge­
halt oder auch der Sinnverlust der Ehe für die Ehegatten und 
die Kinder nur als Einheit zu erfassen und zu beurteilen ist. 
So kann von einem eigenen Sinngehalt der Ehe für die Kinder 
angesichts der Komplexität der Beziehungen der Familie und 
der objektiv gegebenen und notwendigen Dominanz der Part­
nerbeziehung für die Familie insgesamt nicht ausgegangen 
werden. (Höchstens im Einzelfall kann es erforderlich sein, 
ganz spezifische Interessen -von Kindern gesondert zu beach­
ten.) Mit der ausdrücklichen Aufnahme der Kinder in den 
Ehescheidungstatbestand ist auf die besondere Qualität von 
Ehen hingewiesen, die zugleich Grundlage einer Familie sind. 
Diese Ehen haben im Vergleich zu den Ehen ohne Kinder 
nicht nur eine ändere gesellschaftliche und persönliche Bedeu­
tung, sondern es geht um ein komplexes Beziehungsgefüge, um 
den gerade auf das Zusammenleben mit den Kindern und die 
Sicherung ihrer Entwicklung bezogenen umfassenderen Sinn­
gehalt der Ehe (§§ 5 Abs. 2, 9 Abs. 2, 45 FGB).

6. Wenn es im Eheverfahren um Sinngehalt oder Sinnver­
lust der Ehe geht, dann muß die subjektive Wertung der Ehe 
und ihrer Perspektive durch die Ehegatten selbst von größter 
Bedeutung sein. Der Sinn der Ehe ist von den Bedürfnissen, 
Aktivitäten und der Zufriedenheit der Partner getragen oder 
von daher in Frage gestellt. Deshalb kann der Gedanke, wo­
nach man den Willen der Ehegatten zur Scheidung, insbeson­
dere auch den gemeinsamen Willen, von einer vermeintlich 
objektiven Ehesituätion abheben müsse, nicht praktisch wer­
den.16 Zu fordern ist bei Ehen mit Kindern eine eingehende 
Beratung der Maßstäbe, die dem Willen beider und jedes ein­
zelnen Partners zugrunde liegen.17 Hier ist es dann auch mög­
lich, der unterschiedlichen Qualität der Einigkeit und ihren 
Motiven nachzugehen.

7. Der Versuch der Eheerhaltung hat als Aufgabe des Ge­
richts für Ehen mit Kindern hohe Bedeutung, die nicht etwa 
nach der Zahl der Fälle, in denen sie wirklich gelingt, zu mes­
sen ist. Bei beiderseitigem Scheidungswillen ist es für das Ge­
richt bekanntlich kompliziert, erhaltenswerte Ehen zu erken­
nen. Die Möglichkeit dazu ist nur im Gespräch des Gerichts mit 
den Ehegatten zum Sinngehalt der Ehe gegeben. Eine Debatte 
zu den aktuellen Vorwürfen, die für die Prozeßparteien 
durchaus Anlaß oder auch der Grund für die Erhebung der 
Klage waren, kann diese Möglichkeiten nur schwerlich zeigen. 
Im Gegenteil, sie kann sogar die Beziehungen zwischen den 
Partnern erneut belasten und auch verhärten.

8. Wenn das Gericht durch das Verhandlungsgespräch über 
die Beziehungen in der Familie, orientiert am Leitbild, An­
sätze für den weiteren Sinngehalt der Ehe erkennt, steht es 
vor der Aufgabe, die Aussöhnungsverhandlung zu einem ech­
ten Aussöhnungsversuch weiterzuführen.18 Dafür hat es nur 
begrenzte Möglichkeiten, die aber um so mehr zu nutzen sjnd. 
Wichtigste Mittel sind hier die Verdeutlichung der erkenn­
baren Substanz der Beziehung und die Sorge dafür, daß die 
Ehegatten ihre eigene Entscheidung zur Ehe noch einmal 
gründlich überdenken und auch miteinander nochmals bera­
ten. Das aber kann natürlich nicht unmittelbar in der Ver­
handlung geschehen, sondern bedarf entsprechender Zeit.

9. Ehen rriit Kindern erfordern also besonders große Sorg­
falt in bezug auf die Ermittlung von Ansätzen für ihre even­
tuelle Erhaltung, für noch gegebenen Sinngehalt vor allem in 
bezug auf emotionale Bindungen, auf die gemeinsame Eltern­
schaft* die Belange der Kinder und die Bindungen zwischen 
ihnen und den Eltern. Das bedeutet, daß die Prüfung der Vor­
aussetzungen zur Erhaltung der Ehe faktisch zugleich eine 
Prüfung der Voraussetzungen für die Auflösung der Ehe darr 
stellt

Zeigen sich in der Aussöhnungsverhandlung mit der Bera­
tung zum Inhalt der Beziehungen zwischen den Ehegatten 
als Partner und Eltern, zur Rolle der Kinder für beide, zu 
ihren Beziehungen zur Mutter und zum Vater, auch zu ihrer

Entwicklung und den Vorstellungen der Ehegatten zu den Le­
bensbedingungen der Kinder nach der Scheidung keine Hin­
weise auf einen Sinngehalt der Ehe, dann ist damit in der 
Regel zugleich der Sinnverlust der Ehe festgestellt. Bei einem 
solchen Versuch, die Möglichkeiten zur Erhaltung der Ehe 
herauszufinden, bei einer solchen Aussöhnungsverhandlung 
also, ist m. E. in der Regel keine Notwendigkeit mehr für an­
schließende Beweiserhebungen in der streitigen Verhandlung 
gegeben. Das könnte, soweit erforderlich, den Verfahren, in 
welchen unterschiedliche Anträge gestellt werden, bzw. den 
Verfahren zu den Scheidungsfolgen Vorbehalten bleiben.

Die dargestellten Überlegungen zur Anwendung des Schei­
dungsrechts, die miteinander in engem Zusammenhang ste­
hen, gehen von der hohen Verantwortung der Gerichte für 
die Realisierung des Verfassungsauftrags aus, Ehe und Fa­
milie zu achten, zu schützen und zu fördern (Art 38). Im Er­
gebnis wird die mündliche Verhandlung und ihre Vorberei­
tung noch stärker in den Mittelpunkt der Arbeit gerückt, und 
es ergeben sich den Anforderungen an das Verfahren entspre­
chende Ansätze für eine rationelle Arbeitsweise.

Das Hauptproblem ist sicher die Bewältigung der Auf­
gabe, tatsächlich mit dem Leitbild des Gesetzes zu arbeiten, 
seine Individualisierung durch die Ehegatten und Eltern zu 
erfassen und an der Verdeutlichung und Gewinnung von Maß­
stäben mitzuwirken. Hier liegt die schöpferische Seite der 
Rechtsanwendung in der Ehesache, und hier kann eine enge 
Zusammenarbeit von Praxis und Theorie sicher zur weiteren 
Erhöhung der Wirksamkeit des Scheidungsrechts beitragen. 
Wesentliche Aufgaben wären u. a. die gemeinsame Erarbei­
tung von Algorythmen für die Verhandlungsführung, von Mu­
stern für eine auf beiderseitigem Scheidungswillen beruhende 
Scheidungsklage bei Ehen mit Kindern, die Neubestimmung 
der Funktion der Urteilsbegründung und ihres notwendigen 
Inhalts oder auch die Überarbeitung der Vorgaben für die 
statistische Erfassung von Informationen zum Sinnverlust von 
Ehen. Auch Fragen der Aus- und Weiterbildung der Richter 
sind damit verbunden und nicht zuletzt die Aufnahme des 
Eheverfahrens in den Lehrstoff der forensischen Psychologie.

16 So W. Rieger, „Zur Verwirklichung des Aussöhnungsauftrags des 
Gerichts im Eheverfahren“, NJ 1974, Heft 1, S. 10 ff., und letztlich 
auch Lehrbuch Familienrecht, a. a. O., S. 276.

17 Arbeit mit dem Leitbild bedeutet hier also besonders die Ausein­
andersetzung mit § 9 Abs. 2 FGB, in dem es heißt: „Die eheliche 
Gemeinschaft erfährt ihre volle Entfaltung und findet ihre Erfül­
lung durch die Geburt und die Erziehung der Kinder“.

18 Zu den Etappen, die in einer sinnvollen Gestaltung der Aussöh­
nungsverhandlung fäktisch enthalten sind, vgl. W. Rieger, а. а. О., 
und Lehrbuch FamilienreCht, а. а. О., S. 304.

Vgl. insbesondere auch die Hinweise zum Inhalt der Aussöh­
nungsverhandlung auf der 14. Plenartagung des Obersten Gerichts 
vom Jahre 1979, OG-Informationen 1980, Nr. 2, S. 34 ff.

Neuerscheinung im Staatsverlag der DDR

Autorenkollektiv (Leitung: Hilde Benjamin):
Zur Geschichte der Rechtspflege der DDR 1961—1971
399 Seiten; EVP (DDR); 25 M

Dieser 3. Band der Monographie knüpft an die die Zeiträume 1945 bis 1949 und 
1949 bis 1961 erfassenden beiden Bände an. Er schließt den VI. und den 
VII. Parteitag der SED, den Rechtspflegeerlaß des Staatsrates der DDR von 1963 
sowie die Verfassung der DDR von 1968 ein und reicht bis an den VIII. Parteitag 
der SED heran. Im Mittelpunkt steht wiederum die Tätigkeit der Gerichte und 
der Staatsanwaltschaft sowie der zentralen Rechtspflegeorgane; jedoch wurde 
auch dargestellt, daß sich in den Jahren 1961 bis 1971 die Zusammenarbeit der 
Rechtspflegeorgane mit den örtlichen Staatsorganen, mit Betrieben und gesell­
schaftlichen Organisationen sowie mit anderen staatlichen Organen wesent­
lich erweiterte. Grundsätzlicher wird die Entwicklung der gesellschaftlichen 
Rechtspflegeorgane (gesellschaftichen Gerichte) untersucht, deren Bedeutung 
In diesem Zeitraum beträchtlich zunahm.

Die Verfassung von 1968 bildete auch in der Entwicklung der Rechtspflege 
gleichsam eine Zäsur. Sie legt in ihrem Abschnitt IV die Aufgaben der einzel­
nen Rechtspflegeorgane fest, bezieht die gesellschaftlichen Gerichte in das ein­
heitliche Geriditssystem der DDR ein und verstärkt die Mitwirkung der Bür­
ge*1 an der Rechtspflege. Dementsprechend wird die Verfassung in der Mono­
graphie umfassend behandelt.

Eine sachlich geschlossene, nicht ausschließlich chronologische Darstellung 
wurde bei den Komplexen Gesetzgebung, internationale Beziehungen auf 
dem Gebiet der Rechtspflege sowie Rechtsprechung gewählt.


